Der folgende Text wird hier mit freundlicher Genehmigung des Autors Rainer Thesen eingestellt. Er darf als fundierte 
Auskunft zum vor allem im „Sonderkapitel Oradour-Doku 2014’ entworfenen Bild der Arbeit der deutschen Justiz nach 
dem Kriege bei der Verfolgung von Kriegsverbrechen und NS-Straftaten verstanden werden. 


Rainer Thesen, geboren am Niederrhein, aufgewachsen in Trier, Abitur, 
danach Zeitsoldat bei der Pioniertruppe der Bundeswehr. 

Ab 1969 Studium der Rechte an der LMU München, 1. und 2. Staats- 
examina 1973 und 1976 und seither Anwalt in einer Kanzlei in Nürnberg. 
Herr Thesen betreibt den Blog „Rainer Thesen - sapere aude”, wo regel- 
mäßig Beiträge zu aktuellen Themen erscheinen. Er hat ebenfalls Bücher 
zu Rechtsfragen veröffentlicht. 


Geschichtsstunde, öffentlich-rechtlich 


Die Zuschauer des Bayerischen Fernsehens wurden am vergangenen Mittwoch (11.05.2016) 
mit einer Geschichtsstunde der besonderen Art beglückt. Unter der programmatischen Überschrift 
„Akte D - das Versagen der Nachkriegsjustiz“ wurden sie darüber belehrt, daß ihre Vorfahren zur Zeit 
des Zweiten Weltkrieges zu einem erheblichen Prozentsatz an den Massenmorden und Kriegsverbre- 
chen des Nazi-Regimes entweder beteiligt waren, oder doch davon gewußt haben. Damit nicht genug. 
In den fünfziger und sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts hätten an den Schaltstellen der 
Justiz dieselben Juristen gesessen, die schon im Dritten Reich als Ministerialbeamte, Staatsanwälte 
und Richter dem Unrechtsregime gedient hatten. Aus diesem Grunde seien nach dem Kriege auch nur 
vergleichsweise wenige NS-Täter ihrer gerechten Strafe zugeführt worden. 


Der Beitrag beginnt der Behauptung, nach neuesten Forschungen - die allerdings nicht refe- 
riert werden - hätten mehr als 500.000 Deutsche an Tötungsverbrechen und Massenmorden des NS- 
Regimes mitgewirkt. Im weiteren Verlauf der Sendung kommt ein amerikanischer Archivdirektor zu 
Wort, der von sage und schreibe 13 Millionen NS-Tätern spricht. Es heißt dann eingangs weiter, die 
Alliierten hätten mehr als 50.000 davon vor Gericht gestellt. Zur Illustration zeigt man eine Hinrichtung, 
möglicherweise in Landsberg/Lech, bei der das Gesicht des Verurteilten auf dem Schafott nicht verpi- 
xelt wird. Das tut man ja sonst im deutschen Fernsehen aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes 
nicht. Damit wird aber schon gleich zu Beginn die Gangart vorgegeben. NS-Verbrecher haben keine 
Persönlichkeitsrechte. Dazu paßt dann auch, von vornherein Konrad Adenauer, aber auch alle folgen- 
den Bundeskanzler und ihre Regierungen als Bremser und Verhinderer in Sachen juristische Aufklä- 
rung der NS-Vergangenheit darzustellen. Adenauer, so wörtlich, „buhlte um die Gunst der Deutschen“, 
indem er sich gegen die weitere Strafverfolgung von NS-Tätern gewandt habe. Dieser Sprachgebrauch 
ist bemerkenswert verräterisch. Demokratische Politiker buhlen also um die Gunst ihrer Wähler. Ab- 
wertender kann man das Bemühen von Politikern, den Wünschen ihrer Wähler zu entsprechen, kaum 
formulieren. Überflüssig zu sagen, daß es Wesensmerkmal der Demokratie ist, daß die gewählten Po- 
litiker den Willen des Volkes umsetzen, das sie gewählt hat. Für die Autoren der Sendung ist es aller- 
dings offenbar so, daß Demokratie nur dann stattfindet, wenn Politik in ihrem Sinne gemacht wird. Da- 
zu gehört natürlich nicht eine Amnestie von NS-Tätern, denen lediglich minder schwere Vergehen zur 
Last gelegt werden. Vielmehr darf nach Auffassung der Autoren im Falle von NS-Unrecht auf gar kei- 
nen Fall Gnade vor Recht ergehen, auch wenn es sich nur um verhältnismäßig minder schwere Verge- 
hen oder Verbrechen handelt. 


Man kommt dann rasch zum eigentlichen Anliegen der Sendung. Demnach gab es eine perso- 
nelle Kontinuität des juristischen Personals vom Reichsjustizministerium der NS-Zeit bis in das Bun- 
desministerium der Justiz der fünfziger und sechziger Jahre hinein. Genau diese Juristen hätten dann 
durch eine geschickte Formulierung des sogenannten 131er Gesetzes dafür gesorgt, daß auch ehe- 
malige Gestapoleute wieder als Beamte eingestellt werden konnten, indem sie scheinheilig formu- 
lierten, daß als nicht belastet gilt, wer von Amts wegen zur Gestapo versetzt worden war. Verschwie- 
gen hätten sie den Abgeordneten aber, daß dies fast alle gewesen seien. Und so habe man es dann 
auch 1968 geschafft, dem Deutschen Bundestag ein Gesetz gewissermaßen unterzujubeln, das die 
meisten Beteiligten an NS-Untaten von Strafverfolgung freistellte. Unter der Ägide des früheren NS- 
Staatsanwaltes Dr. Eduard Dreher, der federführend im Justizministerium daran gearbeitet habe, sei im 
Zuge der Schaffung des Gesetzes über die Ordnungswidrigkeiten gewissermaßen klammheimlich ei- 
ne Regelung in das Strafgesetzbuch geschmuggelt worden, die automatisch zur Verjährung führen 
mußte, weil dann bei den allermeisten Tätern nicht Mord, sondern nur Totschlag anzunehmen wäre. 
Damit seien dann gerade die Schreibtischtäter aus dem Reichssicherheitshauptamt aus der juristi- 


schen Schußlinie genommen worden. Das sei dann durch die Änderung des $ 50 StGB erfolgt, wo- 
nach beim Fehlen besonderer persönlicher Merkmale, welche die Strafbarkeit des Täters begründen, 
beim Teilnehmer die Strafe nach den Vorschriften über den Versuch zu mildern ist. Es ist aber so, daß 
diese Vorschrift im Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages ausgiebig beraten worden ist, und 
zwar unter Vorsitz des SPD-Abgeordneten Martin Hirsch, später Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts, der Juristin Elisabeth Schwarzhaupt, des Juristen und späteren Präsidenten des Bundesver- 
fassungsgerichts Ernst Benda und weiterer profilierter Juristen wie des Vorsitzenden dieses Aus- 
schusses, Dr. Hans Wilhelm und des weiteren Mitgliedes Prof. Dr. Eduard Wahl. Will denn jemand im 
Ernst behaupten, allen diesen sicherlich vorzüglichen Juristen habe man irgend eine Formulierung un- 
terjubeln können, deren Tragweite sie nicht erfaßt hätten? Und ist es denn nicht auch so, daß Straf- 
gesetze allgemeine Gesetze sind, die nicht nur für NS-Gewaltverbrechen gelten? Daß damit auch bei 
sozusagen gewöhnlichen Straftaten jeder Beteiligte nach seiner individuellen Schuld zu beurteilen ist, 
die natürlich unterschiedlich sein kann? Daß dies auch weiter gilt, wenn die NS-Täter schon lange 
nicht mehr leben? Der Zuschauer der Sendung mußte in diesem Zusammenhang zu dem Schluß kom- 
men, daß hier eine kleine Clique finsterer Altnazis im Justizministerium eine Gruppe von juristischen 
Klippschülern im Rechtsausschuß des Bundestages über den Tisch gezogen hat. Aber vielleicht waren 
das ja auch mindestens Sympathisanten der alten Nazis, denn im weiteren Fortgang der Sendung er- 
fährt der Zuschauer, daß immerhin 26 ehemalige Bundesminister und zwei ehemalige Bundespräsi- 
denten Mitglieder der NSDAP gewesen seien. Was selbstverständlich nicht erläutert wird, ist die Tatsa- 
che, daß Millionen von Deutschen der Mitgliedschaft in der NSDAP kaum ausweichen konnten. Hätte 
man die Zuschauer darüber aufgeklärt, dann hätte natürlich nicht der offenbar gewünschte Eindruck 
entstehen können, daß in jener Zeit eine Fronde von alten Nazis und deren jungen Gefolgsleuten die 
Geschicke der Bundesrepublik Deutschland bestimmt hat. 


Demgemäß hat allein der Druck aus dem Ausland die Bundesrepublik Deutschland dazu ge- 
zwungen, Ermittlungen gegen ehemalige NS-Täter durchzuführen. Daß dies dann nur mit halber Kraft 
geschehen sei, folge daraus, daß von den ca. 500.000 Tätern tatsächlich nur rund 900 verurteilt wor- 
den seien. Diese Behauptung ist derartig grob falsch, daß man hier schon den Begriff Lüge verwenden 
muß. Denn gerade die in der Sendung vorgestellten Historiker und Juristen kennen die tatsächlichen 
Zahlen ganz genau. Der in der Sendung genannte erste Leiter der Zentralstelle der Justiz zur Aufklär- 
ung von NS-Verbrechen, Oberstaatsanwalt Adalbert Rückerl, hat in seinem Standardwerk „NS-Verbre- 
chen vor Gericht. Versuch einer Vergangenheitsbewältigung“ eine Statistik veröffentlicht, welche die 
rechtskräftigen Verurteilungen wegen NS-Verbrechen durch Gerichte der Bundesrepublik Deutschland 
(bis 1949 der Bundesländer) in der Zeit von 1945-1982 auflistet. Es sind deren 6.465! Sieben mal so 
viele! Ebenso sachlich unzutreffend wird dann unter anderem behauptet, gegen Mitte der fünfziger 
Jahre sei die strafrechtliche Ahndung von NS-Verbrechen praktisch zum Erliegen gekommen. Tat- 
sächlich listet Rückerl für die Zeit von 1954-1932 alleine 664 rechtskräftige Verurteilungen auf. Prof. Dr. 
Horst Möller, fast zwei Jahrzehnte lang Leiter des Instituts für Zeitgeschichte in München, schrieb in ei- 
nem Aufsatz unter der Überschrift „Unser letzter Stolz“ in der FAZ vom 09.06.2012 zu diesem Thema: 
„Legenden dienen politischen Zwecken. Dies gilt auch für die zählebige Behauptung, eine wirkliche 
Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Diktatur habe erst in der Bundesrepublik mit der 
Studentenbewegung am Ende der sechziger Jahre begonnen. Bis dahin seien das nationalsozialisti- 
sche Regime und seine Verbrechen verdrängt worden. Jede Behauptung dieser Art ist so falsch, daß 
sie mit Unwissen allein nicht zu erklären ist.“ Für den Zeitraum von 1945-1949 hält er fest, daß allein in 
diesen viereinhalb Jahren in Deutschland mehr Verbrecher des Nazi-Regimes von alliierten und deut- 
schen Gerichten in rechtsstaatlichen Verfahren zur Rechenschaft gezogen worden seien, als in jeder 
anderen postdiktatorischen Gesellschaft. 


Juristisch fehlerhaft ist auch die Behauptung, die Rechtslage in Deutschland habe jedenfalls 
seit 1968 die Strafverfolgung von NS-Gewaltverbrechern, etwa aus den Vernichtungslagern, verhin- 
dert. Denn auch die Gesetzesänderung von 1968 hat es ja weiterhin ermöglicht, einem KZ-Schergen 
die bewußte Teilnahme an Morden nachzuweisen. Anders wäre ja Strafverfolgung etwa von Demjanjuk 
oder Gröning nicht möglich geworden. Ohne hier in die juristischen Einzelheiten gehen zu wollen, sei 
lediglich darauf hingewiesen, daß die nach dem individuellen Tatbeitrag fragende Rechtsprechung des 
Auschwitz-Verfahrens in dem Urteil des Landgerichts München II gegen Demjanjuk nicht aufgegeben 
worden ist. Denn das Gericht hat lediglich zutreffend festgestellt, daß derjenige, der in einem Lager, in 
dem ausschließlich Menschen umgebracht worden sind, und nicht etwa auch Arbeitskommandos be- 
aufsichtigt wurden, oder aber Personen vorübergehend gefangen gehalten wurden, natürlich nichts an- 
deres getan haben kann, als bewußt und willentlich an der Vernichtung dieser Menschen mitzuwirken. 


Die fantastischen Zahlen von NS-Tätern in dieser Sendung finden in den Fakten keine Grund- 
lage. Wenn man wohl zutreffend die Gesamtzahl der Angehörigen der SS-Totenkopfverbände, denen 
die Bewachung und der Betrieb der Vernichtungslager oblag, mit rund 45.000 Mann annimmt, dann ist 


das weit entfernt von jenen 500.000 oder gar 13 Millionen die in der Sendung genannt werden. Aber es 
soll ja offensichtlich auch hier die Botschaft verkündet werden, daß unsere Vorfahren allesamt ent- 
weder Naziverbrecher waren, oder wenigstens von diesen Verbrechen gewußt und sie gebilligt haben. 
Und das begründet dann natürlich auch die nach dem Krieg in Gang gesetzte Umerziehung der Deut- 
schen von verstockten Militaristen, Nationalisten und autoritätshörigen Untertanen in friedliche und 
weltoffene Demokraten. Dabei ist dann allerdings das Urteilsvermögen arg beschädigt worden. Bei den 
Autoren und Beiträgern dieser Sendung ist das ja auch offenbar gut gelungen. 


Wenn man sich allerdings die Mühe macht, auch einmal in die Archive zu gehen, dann findet 
man beispielsweise Aussagen wie diese eines ehemaligen Gewerkschafters und KZ-Häftlings: „Man 
hätte jeden, der die Öffentlichkeit von solchen Geschehnissen in Kenntnis setzte, für einen Schurken 
oder einen Wahnsinnigen gehalten. Weshalb denn auch Menschen, die diese Dinge nicht tagtäglich 
mit angesehen und erlitten haben, heute noch nicht glauben wollen, daß sie tatsächlich geschehen 
sind. Ja, mir selbst erscheint es oft traumhaft unwirklich, wenn ich mich in Rückerinnerung an die 
furchtbaren Exzesse, deren Zeuge ich während meiner fünfjährigen Lagerhaft sein mußte, die GewißR- 
heit ihres Geschehens zu verschaffen suche.“ Der Mann war offensichtlich nicht in einem Vernich- 
tungslager, sondern „nur“ in einem „normalen“ KZ. Es sollte jedenfalls den in der Sendung zitierten Hi- 
storikern und Juristen auch bekannt sein, welch strenge Geheimhaltungsvorschriften das Regime da- 
mals hatte, gerade im Hinblick auf die Vernichtungslager, die im übrigen samt und sonders auf dem 
Gebiet des eben unterworfenen Polen lagen. Da kam eh so gut wie kein Deutscher außer eben den 
SS-Schergen hin. Die Wehrmacht kämpfte ja schon in Rußland. Die Auswahl der Juristen, die in der 
Sendung zu Wort kommen, ist allerdings sehr einseitig. Es kommen ausschließlich solche zu Wort, die 
in NS-Verfahren als Ankläger oder Nebenklägervertreter aufgetreten sind oder entsprechend kritische 
Literatur veröffentlicht haben. Da nimmt es dann nicht Wunder, daß auch der offenbar als beispielhaft 
aufgeführte Fall Engel nicht zutreffend dargestellt wird. Die Verurteilung dieses SS-Angehörigen durch 
das Landgericht Hamburg wegen Mordes zu einer vergleichsweise niedrigen Freiheitsstrafe von sie- 
ben Jahren wird zwar halbwegs zutreffend geschildert. Die nach damaligem Recht zulässige Erschie- 
Rßung von Sühnegefangenen wurde nach Auffassung des Landgerichts Hamburg allerdings nicht nur 
wegen des Umstandes, daß die Delinquenten jeweils mit ansehen mußten, wie ihre unglücklichen Vor- 
gänger erschossen wurden, als Mord (Tatbestandsmerkmal grausam) qualifiziert. Das Urteil ist aller- 
dings nicht, wie in der Sendung behauptet, vom Bundesgerichtshof aufgehoben worden. Vielmehr hat 
der Bundesgerichtshof das Verfahren eingestellt, weil seines Erachtens vom Landgericht nicht festge- 
stellt worden war, ob der Angeklagte auch subjektiv die Mordmerkmale verwirklicht hatte. Eine Aufhe- 
bung und Zurückverweisung an das Landgericht wollte man jedoch nicht verfügen, weil der Ange- 
klagte bereits im 95. Lebensjahr stand, und deswegen nicht zu erwarten sei, daß er das Ende des Ver- 
fahrens noch erleben werde. Man könnte natürlich auch sagen, daß der Bundesgerichtshof sich um 
den nach seiner Rechtsauffassung eigentlich zwingenden Freispruch herumdrücken wollte. Nicht weni- 
ge juristische Kommentatoren haben das so ausgedrückt. 


Dem Anspruch des öffentlich-rechtlichen Fernsehens in Deutschland, seriös zu informieren, 
wird diese Sendung auch nicht entfernt gerecht. Vielmehr handelt es sich um Geschichtsklitterei der 
übelsten Sorte. Die allermeisten Zuschauer haben nicht die Informationen und verfügen nicht über das 
historische und juristische Wissen, das man nun einmal braucht, um solche Desinformation zu entlar- 
ven. Und dafür zahlt man auch noch zwangsweise Gebühren. 


Dieser Beitrag wurde am 14. Mai 2016 in kritisch betrachtet veröffentlicht. 


REKEN 


